
BESCHLUSS (GASP) 2024/1074 DES RATES

vom 12. April 2024

zur Änderung des Beschlusses (GASP) 2020/1999 über restriktive Maßnahmen gegen schwere 
Menschenrechtsverletzungen und -verstöße

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 29,

gestützt auf den Beschluss (GASP) 2020/1999 des Rates vom 7. Dezember 2020 über restriktive Maßnahmen gegen 
schwere Menschenrechtsverletzungen und -verstöße (1), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 1,

auf Vorschlag des Hohen Vertreters der Union für Außen- und Sicherheitspolitik,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Rat hat am 7. Dezember 2020 den Beschluss (GASP) 2020/1999 angenommen.

(2) In der Erklärung des Hohen Vertreters der Union für Außen- und Sicherheitspolitik (im Folgenden „Hoher Vertreter“) 
im Namen der Europäischen Union vom 8. Dezember 2020 zur weltweiten Sanktionsregelung der EU im Bereich 
der Menschenrechte haben die Union und ihre Mitgliedstaaten ihr starkes Engagement für die Förderung und den 
Schutz der Menschenrechte in der ganzen Welt bekräftigt. Durch die weltweite Sanktionsregelung der EU im Bereich 
der Menschenrechte wird die Entschlossenheit der Union unterstrichen, ihre Rolle bei der Bekämpfung schwerer 
Menschenrechtsverletzungen und -verstöße weltweit zu stärken. Die wirksame Wahrnehmung der Menschenrechte 
durch alle ist ein strategisches Ziel der Union. Die Achtung der Menschenwürde, der Freiheit, der Demokratie, der 
Gleichheit, der Rechtsstaatlichkeit und der Menschenrechte ist ein Grundwert der Union und ihrer Gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik.

(3) In seinen Schlussfolgerungen vom 14. November 2022 hat der Rat seine Besorgnis über die unverhältnismäßigen 
Auswirkungen bewaffneter Konflikte auf Frauen und Mädchen weltweit sowie über die Verbreitung sexueller und 
geschlechtsspezifischer Gewalt online und offline, auch im Zusammenhang mit Konflikten, zum Ausdruck gebracht. 
Er hat verstärkte Anstrengungen zur Verhütung und Bekämpfung solcher Gewalt angekündigt, um vollständige 
Rechenschaftspflicht zu gewährleisten und Straflosigkeit zu bekämpfen. Ferner hat der Rat in seinen 
Schlussfolgerungen vom Juni 2014 hervorgehoben, dass es zur Bekämpfung und Beseitigung aller Formen der 
Gewalt gegen Frauen abgestimmter politischer Maßnahmen auf allen einschlägigen Ebenen sowie eines umfassenden 
Ansatzes bedarf, der auf die Kernthemen Prävention, Dunkelziffer, Schutz, Opferhilfe sowie Strafverfolgung der Täter 
und andere Maßnahmen abzielt. Der strategische Einsatz restriktiver Maßnahmen stärkt diesen Ansatz, indem der 
Druck erhöht wird, weitere Verletzungen und Verstöße zu verhindern, und — in Abstimmung mit anderen 
Unionsinstrumenten des Instrumentariums für Menschenrechte — auf diese Verletzungen und Verstöße sowie auf 
die dafür Verantwortlichen aufmerksam gemacht wird.

(4) Am 7. Oktober 2023 hat der Hohe Vertreter eine Erklärung im Namen der Europäischen Union zu den Angriffen auf 
Israel abgegeben, in der die vielfachen und willkürlichen Angriffe der Hamas in ganz Israel aufs Schärfste verurteilt 
und der Verlust von Menschenleben zutiefst bedauert werden.

(5) In seinen Schlussfolgerungen vom 26. und 27. Oktober 2023 hat der Europäische Rat bekräftigt, dass er die Hamas 
und ihre brutalen und willkürlichen Angriffe in ganz Israel auf das Schärfste verurteilt.

(6) In diesem Zusammenhang sollten drei Organisationen in die im Anhang des Beschlusses (GASP) 2020/1999 
enthaltene Liste der natürlichen und juristischen Personen, Organisationen und Einrichtungen, die restriktiven 
Maßnahmen unterliegen, aufgenommen werden.

(7) Der Beschluss (GASP) 2020/1999 sollte daher entsprechend geändert werden —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Der Anhang des Beschlusses (GASP) 2020/1999 wird gemäß dem Anhang des vorliegenden Beschlusses geändert.
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(1) ABl. L 410 I vom 7.12.2020, S. 13.



Artikel 2

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Geschehen zu Luxemburg am 12. April 2024.

Im Namen des Rates

Der Präsident

V. VAN PETEGHEM 
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ANHANG

Die folgenden Einträge werden in die Liste der natürlichen und juristischen Personen, Organisationen und Einrichtungen unter Abschnitt B „Juristische Personen, Organisationen und 
Einrichtungen“ im Anhang des Beschlusses (GASP) 2020/1999 aufgenommen:

Name (Transliteration 
ins lateinische 

Alphabet)
Name Angaben zur Identität Gründe für die Aufnahme in die Liste

Datum der 
Aufnahme in die 

Liste

„24. Al-Quds Brigades 
(Al-Quds-Brigaden)

alias Sarāyā al-Quds

سدقلاايارس

(Arabische Schreib
weise)

Aktive Regionen: 
Gazastreifen, West
jordanland, Südliba
non

Die Al-Quds-Brigaden sind der bewaffnete Arm der terroristischen Organisation 
Palästinensischer Islamischer Dschihad (PIJ), die restriktiven Maßnahmen der Union 
unterliegt.

Am 7. Oktober 2023 verübten Kämpfer der Al-Quds-Brigaden gemeinsam mit der Hamas 
brutale und willkürliche terroristische Angriffe in ganz Israel. Dabei haben sie weiträumig 
und systematisch sexuelle und geschlechtsspezifische Gewalt verübt und sie als 
Kriegswaffe eingesetzt.

Insbesondere waren Kämpfer der Al-Quds-Brigaden an Angriffen auf Kibbuzim wie Kfar 
Aza und Nahal Oz beteiligt, bei denen schwere Formen sexueller und geschlechts
spezifischer Gewalt verübt wurden, darunter Vergewaltigung, Ermordung weiblicher 
Säuglinge und gezielte Entführungen von Frauen und Mädchen.

Die Al-Quds-Brigaden sind daher verantwortlich für schwere Menschenrechtsverletzun
gen und -verstöße, einschließlich systematischer und weiträumiger sexueller und 
geschlechtsspezifischer Gewalt, was im Hinblick auf die Ziele der Gemeinsamen Außen- 
und Sicherheitspolitik gemäß Artikel 21 des Vertrags über die Europäische Union auch 
Anlass zu ernster Besorgnis gibt.

12.4.2024

25. Nukhba Force 
(Nukhba-Truppe)

alias Al-Nukhba

ةبخن

(Arabische Schreib
weise)

Aktive Regionen: 
Gazastreifen, West
jordanland, Südliba
non

Die Nukhba-Truppe ist eine Spezialeinheit der terroristischen Organisation Hamas, die 
restriktiven Maßnahmen der Union unterliegt.

Am 7. Oktober 2023 verübten Kämpfer der Nukhba-Truppe brutale und willkürliche 
terroristische Angriffe in ganz Israel. Dabei haben sie weiträumig und systematisch 
sexuelle und geschlechtsspezifische Gewalt verübt und sie als Kriegswaffe eingesetzt.

Insbesondere sind die Kämpfer der Nukhba-Truppe unter anderem in das Kibbuz Kfar Aza 
eingedrungen und mit Paragleitern in das Musikfestival Re’im (Nova) geflogen. An beiden 
Orten verübten Kämpfer der Nukhba-Truppe weiträumig und systematisch sexuelle und 
geschlechtsspezifische Gewalt, darunter Vergewaltigung und anschließende Ermordung 
weiblicher Minderjähriger, Verstümmelung von Leichen sowie Genitalverstümmelung.

Die Nukhba-Truppe ist daher verantwortlich für schwere Menschenrechtsverletzungen 
und -verstöße, einschließlich systematischer und weiträumiger sexueller und geschlechts
spezifischer Gewalt, was im Hinblick auf die Ziele der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik gemäß Artikel 21 des Vertrags über die Europäische Union auch Anlass 
zu ernster Besorgnis gibt.

12.4.2024
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Name (Transliteration 
ins lateinische 

Alphabet)
Name Angaben zur Identität Gründe für die Aufnahme in die Liste

Datum der 
Aufnahme in die 

Liste

26. Qassam Brigades 
(Qassam-Brigaden)

alias Izz ad-Din 
al-Qassam Brigades; 
AQB

Aktive Regionen: 
Gazastreifen, West
jordanland, Südliba
non

Die Qassam-Brigaden sind der militärische Arm der terroristischen Organisation Hamas, 
die restriktiven Maßnahmen der Union unterliegt.

Am 7. Oktober 2023 verübten Kämpfer der Qassam-Brigaden brutale und willkürliche 
terroristische Angriffe in ganz Israel. Dabei haben sie systematisch und weiträumig 
sexuelle und geschlechtsspezifische Gewalt verübt und sie als Kriegswaffe eingesetzt, 
darunter der sexuelle Missbrauch von Minderjährigen und Leichen, Genitalverstümme
lungen und die gezielte Entführung von Frauen und Mädchen.

Die Qassam-Brigaden sind daher verantwortlich für schwere Menschenrechtsverletzungen 
und -verstöße, einschließlich systematischer und weiträumiger sexueller und geschlechts
spezifischer Gewalt, was im Hinblick auf die Ziele der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik gemäß Artikel 21 des Vertrags über die Europäische Union auch Anlass 
zu ernster Besorgnis gibt.
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